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1. Reform der Tötungsdelikte im Strafgesetzbuch realistisch 
 
Der Deutsche Anwaltverein hat am 14. Januar 2014 seine Vorstellungen für eine Reform der 
Tötungsdelikte im Strafgesetzbuch der Öffentlichkeit vorgestellt. Die Aufforderung an den 
Gesetzgeber, im Kernbereich des Strafgesetzbuches klare und allgemein verständliche 
Normen zum Schutze des Lebens zu schaffen, nimmt nun Form an. In einem Interview mit 
der Süddeutschen Zeitung hat der Bundesminister der Justiz am 8. Februar 2014 
angekündigt, die Tötungsdelikte im Strafgesetzbuch auf den Prüfstand zu stellen. Im Kern 
geht es darum, diese 1941 eingeführten Merkmale, die im Einzelfall zu ungerechten 
Entscheidungen führen, abzuschaffen. Der neue Minister hat angekündigt, hierzu in intensive 
Diskussionen mit der Praxis und der Wissenschaft einzutreten. Der DAV freut sich auf diese 
Diskussion. Zur Pressemitteilung vom 10. Februar 2014 und zur DAV-Stellungnahme.  
 
Mord und Totschlag im DAV - Podiumsdiskussion 
 
Um das Thema weiter zu diskutieren, findet im DAV-Haus, Littenstraße 11, 10179 Berlin, am 
29. April 2014 um 10:00 Uhr eine Diskussionsveranstaltung mit dem Titel „Reform der 
Tötungsdelikte Mord und Totschlag“ statt. Das nähere Programm folgt in Kürze. 
 
2. Daten für Justizbarometer müssen vergleichbar sein 
 
Das Justizbarometer der EU-Kommission sei zwar als Instrument zum Vergleich nationaler 
Justizsysteme sehr begrüßenswert, jedoch seien die zugrundeliegenden Daten teils 
unvollständig, teils nicht vergleichbar und einige Kategorien statistisch kaum messbar. So 
der Grundtenor bei der Aussprache im Plenum des EU-Parlaments, bevor dieses den Bericht 
zur Mitteilung COM(2013) 160 der Kommission über das EU-Justizbarometer am 4. Februar 
2014 annahm. Das Justizbarometer (siehe auch Europa im Überblick 12/13, 04/14) erfasst 
zivil- und handelsrechtliche Justizbereiche außerhalb des Strafrechts. Anhand von 
Leistungsindikatoren wie Verfahrensabschlussquote oder Human- und Finanzressourcen 
sollen die Mitgliedstaaten Defizite aufdecken und beheben. Durch den vermehrten Einsatz 
neuer Technologien sollen Verfahren schneller abgewickelt und die Kosten für alle 
Beteiligten gesenkt werden. Vor demselben Hintergrund weist das Parlament auf die 
Nützlichkeit alternativer Streitbeilegung hin. Im Dachverband der Europäischen 
Anwaltschaften war zu diesem Punkt auch die Frage gestellt worden, ob das in den 
jeweiligen Mitgliedsländern übliche System der Rechtsanwaltsvergütung Anreize zur 
außergerichtlichen Streitbeilegung setzt, wie das nach dem deutschen RVG der Fall ist, oder 
aber ob Fehlanreize derart gesetzt werden, dass langwierige außergerichtliche und 
gerichtliche Auseinandersetzungen deutlich besser honoriert werden.  
 
3. BGH: Fallquorum für Fachanwalt im Arbeitsrecht verfassungsgemäß 
 
Der BGH hat entscheiden, dass ein Fallquorum von 50 gerichtlichen oder rechtsförmlichen 
Verfahren aus 100 Fällen als Voraussetzung für die Verleihung eines Fachanwaltstitels im 
Arbeitsrecht nicht gegen das Grundgesetz verstößt. Es handele sich um keine 
unverhältnismäßige Anforderung, da es einer Bearbeitung von eineinhalb Fällen im Monat im 
Nachweiszeitraum entspreche. Zudem könne der Nachweis auch über rechtsförmliche 
Verfahren wie etwa Schlichtungsverfahren erbracht werden. Auch der Umstand, dass es für 
Anwälte in Sozietäten leichter sein könne, das Quorum zu erfüllen, rechtfertige keine andere 
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Sichtweise. Das Urteil des Anwaltssenats des BGH vom 16. Dezember 2013 (AnwZ (Brfg) 
29/12) veröffentlicht das Anwaltsblatt in März-Heft (AnwBl 2014, 270), das Ende Februar 
ausgeliefert wird. Vorab finden Sie das Urteil unter www.anwaltsblatt.de. 
 
4. In dieser Woche auf anwaltauskunft.de: 
 
Das Magazin der Deutschen Anwaltauskunft hält auch in dieser Woche für seine Leserinnen 
und Leser aktuelle und interessante Informationen rund ums Recht bereit: 
 

• Die 5 wichtigsten Fragen zur Probezeit: Jedem Anfang wohnt ein Zaudern inne: Ein 
neuer Job beginnt fast immer mit der Probezeit, in der sich Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber kennen lernen können – und bei Bedarf schnell wieder trennen. Die 
Deutsche Anwaltauskunft erklärt, was dabei rechtlich zulässig ist. 

 
• BGH-Urteil zum Elternunterhalt: Wenn das eigene Geld nicht ausreicht, zahlen immer 

häufiger Kinder für ihre pflegebedürftigen Eltern Unterhalt. Nun hat der BGH  
entschieden: Kinder müssen auch dann zahlen, wenn über Jahre kein Kontakt zum 
pflegebedürftigen Elternteil bestand. Wie ist das Urteil zu bewerten?  

 
Weitere spannende Themen finden Sie im Magazin.  
 
5. DAV-Masterprogramm  
 
Mit einem Masterstudiengang „Anwaltsrecht und Anwaltspraxis“, den der DAV in Kooperation 
mit der Fern-UniHagen anbietet, schafft der DAV die notwendige Verbindung aus Theorie 
und Praxis. Berufsbegleitend können Anwältinnen und Anwälte, Assessoren und 
Referendare im Fernstudium vertiefte Kenntnisse zu anwaltlichen, rechtlichen und 
unternehmerischen Fragestellungen erwerben und diese Kompetenzen durch einen LL.M.-
Titel nach außen dokumentieren. Alle Informationen finden Sie auf unserer Website 
(www.dav-master.de). 
 
6. Internationaler Rechtsverkehr: “Dein Gericht, mein Recht, oder umgekehrt. Das ist 
in etwa das Dümmste, was man tun kann.“ 
 
Auf Einladung des Deutschen Anwaltvereins und pünktlich zu Beginn der griechischen EU-
Ratspräsidentschaft diskutierten vor einigen Tagen in Athen deutsche und griechische 
Wirtschafts- und Rechtsexperten aktuelle Fragen zur Wahl des Rechts- und Gerichtsstands. 
Fazit: Wer als Unternehmen auf das „richtige“ Recht setzt, steigert seine eigene 
Wettbewerbsfähigkeit. Deutsches Recht kann Maßstäbe setzen. Als Standortfaktor immer 
bedeutsamer werden für den globalen Handel auch effektive Justizdienstleistungen. Für die 
Wahl des Gerichtsstands entscheidend sei auch die Dauer des Zivilprozesses. Mit 
durchschnittlich 3 Jahren für die erste Instanz (noch) zu hoch in Griechenland. Die neue 
DGIHK-Schiedsgerichts- und Mediationsstelle (SMES) wolle eine Alternative zum 
traditionellen Justizsystem bieten. An dem Austausch unter dem Titel die Bedeutung der 
Rechtswahl in internationalen Verträgen der Wirtschaft beteiligten sich mehr als 70 Anwälte 
und Unternehmensvertreter, darunter waren auch der ehem. CCBE-Präsident Evangelos 
Tsouroulis. Ein Empfang in der Residenz des deutschen Botschafters rundete den 
erfolgreichen Dialog ab. 
____________________________________________________________________ 
v.i.S.d.P.: Rechtsanwalt Swen Walentowski, Pressesprecher des DAV, Berlin 
Für eine Abmeldung aus dem Verteiler senden Sie eine E-Mail an depesche@anwaltverein.de.  
D E U T S C H E R  A N W A L T V E R E I N – http://www.anwaltverein.de/leistungen/dav-depesche 
Littenstraße 11, 10179 Berlin, Tel.: 030 726152-0, Fax: 030 726152-190 
Depesche Nr. 6/14 - Alle Angaben ohne Gewähr und Anspruch auf Vollständigkeit.  2014 DAV 
 

http://www.anwaltsblatt.de/
http://www.anwaltauskunft.de/
http://www.anwaltauskunft.de/
http://anwaltauskunft.de/magazin/beruf/angestellt/337/probezeit-die-5-wichtigsten-rechtlichen-fragen/
http://anwaltauskunft.de/magazin/leben/soziales/346/elternunterhalt-zahlpflicht-trotz-kontaktabbruch/
http://www.anwaltauskunft.de/
http://www.dav-master.de/
http://www.oddee.gr/de/
http://griechenland.ahk.de/fileadmin/ahk_griechenland/Dokumente/Veranstaltungen/DAV/Programm_neu.pdf
http://griechenland.ahk.de/fileadmin/ahk_griechenland/Dokumente/Veranstaltungen/DAV/Programm_neu.pdf
mailto:depesche@anwaltverein.de
http://www.anwaltverein.de/leistungen/dav-depesche

	DAV-Depesche
	Nr. 6/14
	Depesche Nr. 6/14 - Alle Angaben ohne Gewähr und Anspruch auf Vollständigkeit. ( 2014 DAV


